
Mutiger  Schritt:
Unvereinbarkeitsbeschluss der
GdP mit AfD-Anhänger*innen
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Berlin.  Gleichzeitige  Mitgliedschaften  in  der  Partei
Alternative für Deutschland (AfD) und in der Gewerkschaft der
Polizei (GdP) sind nach Auffassung des GdP-Bundesvorstandes
nicht  miteinander  vereinbar.  Das  beschloss  das
Gewerkschaftsgremium in einer Videositzung, wie die GdP am
Freitag  in  Berlin  mitteilte.  Die  Gewerkschaft  der  Polizei
kündigte  an,  Mitglieder,  die  sich  mit  ihrer
Parteimitgliedschaft zur AfD bekennen, sie unterstützen oder
mit  ihr  sympathisieren,  aufzufordern,  die  gewerkschaftliche
Solidargemeinschaft zu verlassen. Sie seien in der GdP nicht
willkommen.

* * * * *
Dies wird auch in anderen DGB-Gewerkschaften diskutiert.
Die zugehörige Pressemitteilung ist hier: KLICK
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